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Entwurf eines Beitrags zur aktuellen Debatte – Teil 1:

Hat Russland das
Völkerrecht gebrochen? 

Der Plenarsaal des Sicherheitsrates, 
16.11.2023. (Foto: Wikiweeki, Wikimedia 
Commons, CC-BY-4.0)

Dieser Text wurde zuerst am 05.10.2023 auf www.ola-
tunander.substack.com unter der URL <https://olatun-
ander.substack.com/p/did-russia-violate-international> 
veröffentlicht. Lizenz: © Ola Tunander

1. Einführung

Die UN-Charta wurde schon immer von 
verschiedenen Parteien im Sinne ihrer ei-
genen Interessen interpretiert. Im Kon-
flikt mit der ukrainischen Regierung be-
setzt Russland derzeit knapp ein Fünftel 
des ukrainischen Territoriums. Während 
die westliche Welt Russland wegen "Ver-
stoßes gegen das Völkerrecht" scharf ver-
urteilt hat, bleibt festzustellen, dass die 
Vereinigten Staaten seit 2015 im Konflikt 
mit der syrischen Regierung bis zu einem 
Drittel des syrischen Territoriums besetzt 
haben. Westliche Kritik an der "Verlet-
zung des Völkerrechts" durch die USA 
gab es nicht. Noch größere Teile palästi-
nensischer Gebiete hat Israel seit 1967 be-
setzt, aber kein westliches Land hat sich 
in den Konflikt eingemischt und das pa-
lästinensische Volk umfassend militärisch 
unterstützt. Kein politischer Führer im 
Westen hat Israels Recht, das Land an-
derer zu besetzen, ernsthaft in Frage ge-
stellt. Offensichtlich wurde also das Völ-

kerrecht als politisches Instrument für 
bestimmte Interessen benutzt.

Wenn wir über Russlands Einmarsch in 
die Ukraine und die Frage diskutieren, ob 
er gegen das Völkerrecht verstößt, müssen 
wir uns fragen: Welche Interessen stehen 
hinter diesem oder jenem Argument? Da-
bei müssen wir uns sowohl mit dem Völ-
kergewohnheitsrecht als auch mit dem 
genauen Wortlaut der UN-Charta befas-
sen und deren verschiedene Auslegungen 
betrachten. Auch müssen wir prüfen, was 
wir für moralisch akzeptabel halten, was 
nicht unbedingt mit dem völkerrechtlich 
Zulässigen übereinstimmt. Und wir kön-
nen die russischen Argumente nicht ein-
fach beiseite schieben. Wir müssen uns 
eingehend mit der russischen Perspekti-
ve befassen. Ihre Argumente zu ignorie-
ren wäre nur ein Rezept zur Eskalation 
des Konflikts und den Dritten Weltkrieg. 
In diesem Artikel werden wir die russi-
sche und die westliche Sichtweise auf den 
Konflikt untersuchen und versuchen her-
auszufinden, welche Interpretation mehr 
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mit dem Völkerrecht und der UN-Char-
ta übereinstimmt.

Alle Kriege – auch Verteidigungskrie-
ge – sind brutal, und Tausende, im Falle 
der Ukraine Hunderttausende von Men-
schen werden auf dem Schlachtfeld getö-
tet. Es ist schwierig, eine solche Brutalität 
zu rechtfertigen, auch wenn diese Aktio-
nen nach der UN-Charta legal sein mö-
gen. Wir müssen sowohl über die Bruta-
lität eines bestimmten Krieges als auch 
über die Absichten hinter diesem Krieg 
diskutieren. Benjamin Ferencz, Ankläger 
bei den Nürnberger Prozessen, sagte [1]: 
"Ein Verbrechen gegen den Frieden [ein 
Angriffskrieg] ist selbst das schlimmste 
aller Verbrechen". Es besteht kein Zwei-
fel an der Schwere dieser Verbrechen, aber 
wer ist dafür verantwortlich? Inwieweit 
ist eine militärische Intervention streng 
genommen ein "Angriffsakt", ein "Frie-
densbruch"? Inwieweit ist sie eine "Ver-
geltung" für frühere Verbrechen? Und in-
wieweit wird eine solche Intervention von 
einem Akteur eingeleitet, der "in die Enge 
getrieben" wird? Das Völkerrecht soll die-
se Schwierigkeiten bewältigen, aber um 
es klar zu sagen: Rache kann nicht "unser 
Ziel" sein, wie Ference sagte.

In den Vereinigten Staaten haben sich 
viele Rechtswissenschaftler für eine 
"weite" Auslegung des Völkerrechts aus-

gesprochen.

Einerseits, weil die Vereinigten Staaten 
als Atommacht eigene "legitime Interes-
sen" haben, die sich von denen kleinerer 
Staaten unterscheiden. So wollen sie z. 
B. die Möglichkeit behalten, ihre eigenen 
strategischen Atomwaffen zu schützen. 
Zum anderen aber auch, weil die USA 
ihre wiederholten militärische Drohun-
gen und Invasionen rechtfertigen wollten. 
Und von diesen kann man kaum sagen, 
dass sie im Einklang mit der UN-Char-
ta standen.

Hinsichtlich Russlands Einmarsch in 
der Ukraine bevorzugen die USA jedoch 
eine "enge" Auslegung, um die russische 
Legitimität zu untergraben. Russland hin-
gegen hat sich bewusst für die amerikani-
sche Argumentation entschieden, die die 
Vereinigten Staaten in der Vergangenheit 
mehr oder weniger erfolgreich angewen-

det haben. Während viele Europäer ei-
ner "engen" Auslegung des Völkerrechts 
zuneigen, befürworten ihre politischen 
Führer vielleicht doch eher die "weite-
re" Interpretation, sofern es ihnen in den 
Kram passt. Das gilt natürlich nicht, wenn 
es um Russland geht. Die neokonservati-
ve Elite der USA behaupten dagegen, sie 
führen einen globalen Kampf, einen "po-
litischen Krieg" gegen Staaten wie Russ-
land und China. Ein solcher Krieg gegen 
andere wäre streng genommen eine Ver-
letzung von Völkerrecht und UN-Char-
ta. Einen Konsens wird man hier wohl 
kaum finden. Wir müssen uns also jede 
militärische Operation einzeln ansehen, 
um festzustellen, ob sie gegen das Völ-
kerrecht verstößt oder nicht.

Das Völkerrecht (UN-Charta Artikel 
2; 4) enthält ein absolutes Verbot der In-
vasion anderer Staaten. Ebenso absolut 
ist das Verbot, mit Gewaltanwendung zu 
drohen. In Europa ist das für viele Men-
schen unproblematisch. Was aber, wenn 
eine Drohung von Gewaltanwendung so 
ernst ist, dass der bedrohte Staat keine 
andere Möglichkeit hat, als zur Selbst-
verteidigung anzugreifen?

Atomwaffen sind zweifellos eine Be-
drohung für die andere Seite. Der Inter-
nationale Gerichtshof [2] (IGH) kam zu 

dem Schluss, dass "die Androhung oder 
der Einsatz von Atomwaffen grundsätz-
lich gegen das Völkerrecht verstößt", aber 
möglicherweise rechtmäßig ist, wenn "das 
Überleben eines Staates auf dem Spiel 
steht" [3]. Dennoch hat sich die nuklea-
re Abschreckung zu einem System von 
Drohungen entwickelt, das den einzelnen 
Staaten Sicherheit bieten soll. Diese Dro-
hungen sind grundsätzlich völkerrechts-
widrig. Trotzdem kann man versuchen, 
die unmittelbare Bedrohung für andere 
dadurch zu verringern, dass man grenz-
nahes Stationieren vermeidet[4].

[Anmerkung der Redaktion: Orig. 
„Forward Deployments“ darunter ver-
steht man entweder Stationierungen von 
Truppen, militärischem Gerät, darunter 
z.B. auch Atomwaffen, nahe der Gren-
ze eines anderen Staates oder auch auf 
Auslandsbasen, also auf fremdem Ter-
ritorium].

Solche Stationierungen sind bedroh-
lich – doch das ist oft auch beabsich-
tigt. Diese Waffen können sogar als eine 
"existenzielle Bedrohung" für die ande-
re Seite angesehen werden. Dieser Staat 
sieht sich dann möglicherweise einer 
überwältigenden Bedrohung gegenüber 
und damit vor der Wahl, entweder zu-
erst – also präventiv – anzugreifen oder 

Screenshot: Deutsche Gesellschaft für die Vereinten Nationen e. V. (DGVN), erstellt am 14.2.2024 
– 14:46:17 Uhr, https://dgvn.de/un-im-ueberblick/geschichte-der-un)
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auf jede Möglichkeit der Verteidigung 
zu verzichten.

Die norwegische Politik hinsichtlich 
seines Grenzbezirks zur Sowjetunion 
(Finnmark) ab 1949 sowie die norwegi-
sche Atomwaffen- und Stützpunktpolitik 
zeigen, dass sich Norwegen dieser Her-
ausforderung durchaus bewusst war. Die 
US-Streitkräfte in Nordnorwegen und die 
US-Stützpunkte in Norwegen würden als 
direkte Bedrohung für die sowjetischen 
strategischen Militärstützpunkte auf der 
Kola-Halbinsel empfunden werden. Im 
Falle einer Krisensituation würden solche 
Streitkräfte das Risiko eines russischen 
Präventivschlags auf Norwegen (um den 
Amerikanern zuvorzukommen) erhöhen. 
In der Vergangenheit haben die nordischen 
Länder dieses Problem sehr ernst genom-
men. Sie haben eine "neutrale" Pufferzo-
ne oder "Zone niedriger Spannung" zwi-
schen Ost und West eingerichtet. Ab 2022 
haben Finnland und Schweden jedoch be-
schlossen, ihre Neutralität aufzugeben, und 
Norwegen hat nach einem Parlamentsbe-
schluss im Juni 2022 vier US-Stützpunkte 
in Norwegen akzeptiert: drei Luftwaffen- 
und einen Marinestützpunkt. Damit haben 
diese Länder ihre traditionelle Entspan-
nungspolitik aufgegeben. Das ist ein ra-
dikaler Bruch mit der nordischen Politik 
seit dem Kalten Krieg.

Am 17. Dezember 2021 hatte Russ-
land ähnliche "nordische" Beschränkun-
gen für seine Nachbarn im Westen vor-
geschlagen: Neutralität für die Ukraine, 

einige "norwegische" Beschränkungen 
für Atomwaffen sowie die ausländischen 
Stützpunkte in Polen und andere mittel-
europäische Staaten [5]. Aber Norwegens 
ehemaliger Ministerpräsident und jetzi-
ger NATO-Generalsekretär Jens Stolten-
berg wollte die Angelegenheit nicht ein-
mal diskutieren. Professor Jeffrey Sachs 
von der Columbia University wandte sich 
an das Weiße Haus und sagte: "Es wird 
Krieg geben, wenn die USA keine diplo-
matischen Gespräche mit Präsident Pu-
tin über diese Frage der NATO-Erweite-
rung aufnehmen.

Mir wurde gesagt, die USA werden das 
niemals tun. Das sei vom Tisch. Und [...] 
jetzt haben wir einen Krieg, der außeror-
dentlich gefährlich ist." "Die Vereinigten 
Staaten lehnten jegliche Diplomatie ab". 
[6] Das ist eine "bemerkenswerte Hyb-
ris", sagte Sachs [7]. Die Sicherheit eines 
Staates könne nicht auf Kosten der Si-
cherheit anderer hergestellt werden. Jens 
Stoltenberg erklärte dagegen, dass es je-
dem Land freistehe, der NATO beizutre-
ten und darüber zu entscheiden, welche 
Waffen diese Länder auf ihrem Territo-
rium wollen.

Mit anderen Worten: Wir sprechen von 
zwei sehr unterschiedlichen Auffassun-
gen über europäische Sicherheit. Und da-
rum geht es im Wesentlichen im aktuel-
len Krieg in der Ukraine.

Werfen wir zunächst einen Blick auf 
die ersten Zeilen der UN-Charta [8]. Ka-
pitel 1 (Artikel 1) beginnt mit:

„
Die Ziele der Vereinten Nationen 

sind: (1) den Weltfrieden und die interna-
tionale Sicherheit zu wahren und zu die-
sem Zweck: wirksame kollektive Maßnah-
men zu ergreifen, um Bedrohungen des 
Friedens zu verhüten und zu beseitigen, 
Angriffshandlungen oder andere Friedens-
brüche zu unterdrücken und mit friedli-
chen Mitteln und in Übereinstimmung mit 
den Grundsätzen der Gerechtigkeit und 
des Völkerrechts eine Regelung oder Bei-
legung internationaler Streitigkeiten oder 
Situationen herbeizuführen, die zu einem 
Friedensbruch führen könnten; (2) freund-
schaftliche Beziehungen zwischen den Na-
tionen zu entwickeln, die auf der Achtung 
des Grundsatzes der Gleichberechtigung 
und der Selbstbestimmung der Völker be-
ruhen, und andere geeignete Maßnahmen 
zur Stärkung des Weltfriedens zu ergrei-
fen; [... Artikel 2. Die Vereinten Nationen] 
handeln in Übereinstimmung mit den fol-
genden Grundsätzen. [...] (4) Alle Mitglie-
der enthalten sich in ihren internationalen 
Beziehungen der Androhung oder Anwen-
dung von Gewalt gegen die territoriale Un-
versehrtheit oder politische Unabhängig-

keit eines Staates".

Die UN-Charta spricht von der Wahrung 
des "Weltfriedens", der "Beseitigung von 
Bedrohungen des Friedens", von "Frie-
densbrüchen" und der "Entwicklung 
freundschaftlicher Beziehungen zwischen 
den Nationen". Jede Nation soll sich so-
wohl der "Androhung" von Gewalt als 
auch der "Anwendung von Gewalt" ge-
gen die andere Nation enthalten, aber jede 
Nation hat auch das Recht auf "indivi-
duelle und kollektive Selbstverteidigung 
im Falle eines bewaffneten Angriffs [...], 
bis der Sicherheitsrat die erforderlichen 
Maßnahmen getroffen hat" (Art. 51). Die 
UN-Charta ist hier allgemein formuliert, 
und man kann dies unterschiedlich in-
terpretieren. Aber die Sprache der Char-
ta betont die Bedeutung der "Erhaltung 
des Friedens" und "freundschaftlicher Be-
ziehungen", nicht das Recht, die Stabili-
tät eines Rivalen zu untergraben. In der 
UN-Charta geht es nicht nur darum, die 
Souveränität eines jeden Staates zu schüt-
zen, sondern auch darum, von Drohungen 
und Handlungen abzusehen, die andere 

Screenshot: The Conversation, erstellt am 14.2.2024 – 15:45:10 Uhr, https://theconversation.
com/ukraine-crisis-putin-recognizes-breakaway-regions-biden-orders-limited-sanctions-
5-essential-reads-177508)
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Staaten bedrohen. Aber auch [die Beson-
derheiten] moderner Waffensysteme, ins-
besondere von Atomwaffen, müssen be-
rücksichtigt werden. Auf absehbare Zeit 
müssen wir die Rolle der nuklearen Ab-
schreckung als Bedrohung anderer Staa-
ten und damit als Verstoß gegen die UN-
Charta akzeptieren, aber wir können die 
unmittelbare Bedrohung und die Auswir-
kungen solcher Verstöße verringern, in-
dem wir vorgerückte und damit provoka-
tive Stationierungen vermeiden.

2. Was waren die russischen 
Ziele?

Für viele Menschen im Westen ist der Aus-
gangspunkt, dass Russland mit seiner In-
vasion versucht habe und immer noch ver-
sucht, die Ukraine zu erobern. Sie sagen, 
dass Russland diesen Krieg selbst zu ver-
antworten hätte, dass es sich um "einen 
Krieg der Willkür" [9] handele, um Mark 
Miley zu zitieren, den Vorsitzenden der 
Vereinigten Stabschefs der USA. 

Wladimir Putin hingegen bezeich-
net den Krieg als "existenziell" [10]. In 
Russland werden die westlichen Waffen 
in der Ukraine in der Nähe Moskaus als 
"existenzielle Bedrohung" wahrgenom-
men, die einen Angriff zur "Selbstver-
teidigung" erforderlich machen könnte, 
ähnlich wie die sowjetischen Raketen 
auf Kuba 1962 von den USA wahrge-
nommen wurden.

Diese russische Erklärung wurde im 
Westen oft als "Propaganda" bezeich-
net, aber der Nachrichtendienst der US-
Verteidigung hat auch erklärt, dass diese 
russische Behauptung ernst gemeint ist. 
Vincent Stewart, Direktor des US-Vertei-
digungsnachrichtendienstes (DIA), sag-
te dem Kongress (Dezember 2015) [11]: 
"Der Kreml ist überzeugt, dass die Ver-
einigten Staaten die Grundlagen für ei-
nen Regimewechsel in Russland schaf-
fen. Diese Überzeugung wird durch die 
Ereignisse in der Ukraine weiter gestärkt. 
Moskau sieht die Vereinigten Staaten als 
die entscheidende treibende Kraft hin-
ter der Krise in der Ukraine und glaubt, 
dass der Sturz des ehemaligen ukraini-
schen Präsidenten Viktor Janukowitsch 
der jüngste Schritt in einem seit langem 
etablierten Muster von durch die USA or-

chestrierten Regimewechsel-Bemühun-
gen ist." (Bericht des Kongresses, zitiert 
von Ray McGovern, 2023 [12]). Putins 
Verständnis der Bedrohung als "existen-
ziell" wurde von der DIA nicht in Fra-
ge gestellt.

Die Wahrnehmungen Moskaus sind 
ausschlaggebend dafür, dass Russland 
gewaltsam in die Ukraine eingedrungen 
ist. Das russische Territorium hat sich 
seit dem 18. Jahrhundert nicht wesent-
lich verändert. Russland hat sein Terri-
torium nicht erweitert, ganz im Gegen-
satz zu den Vereinigten Staaten, die ihr 
Territorium im 19. Jahrhundert um mehr 
als ein Drittel vergrößert haben. Die Er-
fahrungen mit westlichen Armeen, die 
im 18. Jahrhundert unter Karl XII., im 19. 
Jahrhundert unter Napoleon und im 20. 
Jahrhundert unter Adolf Hitler und den 
Nazis in Russland einmarschierten, ha-
ben das russische Verständnis des Wes-
tens geprägt. 

Die russische Führung ist davon über-
zeugt, dass diese Expansionspolitik im 
Westen unter dem Deckmantel des Li-
beralismus und des Völkerrechts immer 
noch vorherrscht. Der frühere US-Vertei-
digungsminister (und spätere Vizepräsi-

dent) Richard Cheney hat dies 1991 nicht 
nur durch sein Drängen auf die Auflö-
sung der Sowjetunion, sondern auch auf 
die Auflösung Russlands als Staat illus-
triert, und Robert Gates, der ehemalige 
Direktor des US-Geheimdienstes CIA, hat 

es 2016 ausgesprochen. [13].

Die russische Führung ist davon über-
zeugt, dass es bei der US-Politik gegen-
über der Ukraine seit 2008 (Angebot der 
NATO-Mitgliedschaft), den Ereignissen 
im Jahr 2014 und der militärischen Auf-
rüstung ab 2016 nicht in erster Linie um 
die Ukraine geht, sondern um die Vorbe-
reitung eines Angriffs auf Russland. In 
Russland wurde Wladimir Putin dafür 
kritisiert, zu spät zu handeln. Der Krieg 
in der Ukraine wird als ein Krieg um die 
Existenz [Russlands] betrachtet, auch 
von Putin. Aber woher wissen wir, ob 
dieser "existenzielle Krieg" nicht auch 
mit der Absicht begonnen wurde, ukra-
inisches Gebiet zu "erobern"? Ist dieser 
Krieg nur ein Angriff zur "Selbstvertei-
digung"?

Hier müssen wir uns fragen, ob es ob-
jektive Kriterien gibt, um dies festzu-
stellen.

Wir wissen, wie viel militärische Ge-
walt als notwendig erachtet wird, um ein 

Die Präsidenten George H. W. Bush und Michail Gorbatschow unterzeichnen im East Room des 
Weißen Hauses Abkommen zwischen den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion, 1.6.1990. 
(Foto: George Bush Presidential Library and Museum, Wikimedia Commons,  CC-PD-Mark)
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fremdes Land zu besetzen. Die Russen 
machen sich sicherlich keine Illusionen 
über die ukrainischsprachige Bevölke-
rung der Westukraine und deren histo-
rische Antipathien gegenüber den Rus-
sen. Wir wissen auch, dass Russland 
mit insgesamt hundertsiebzig- bis hun-
dertachtzigtausend Mann in die Ukrai-
ne einmarschiert ist (Mark Milley [14]), 
einschließlich Logistikpersonal. Die Ver-
einigten Staaten meldeten im Februar 
2022 130.000 Soldaten (CNN). Ein Ver-
such, die Ukraine zu besetzen, würde ein 
Vielfaches an Truppen erfordern. Nach 
westlicher Militärtheorie wäre für eine 
Besetzung mindestens ein Mann pro 50 
Einwohner erforderlich [15]. Bei der da-
maligen Bevölkerungszahl der Ukraine 
von 44 Millionen würde dies eine Truppe 
von fast einer Million Soldaten erfordern, 
also mehr als das 5...8-fache der Trup-
pen, mit denen Russland am 24. Febru-
ar 2022 in die Ukraine einmarschiert ist. 
Aber höchstwahrscheinlich würde Russ-
land auf Nummer sicher gehen.

Bei der Besetzung der Tschechoslowa-
kei 1968 setzte Moskau eine Truppe ein, 
die pro Kopf der Bevölkerung mehr als 
zehnmal so groß war [16].

Und als Nazi-Deutschland Norwegen 
besetzte, gab es lange Zeit eine deutsche 
Truppe von mehr als 300.000 Mann, also 
etwa ein Mann pro 10 Norweger. Hät-
te Russland also die Absicht gehabt, die 
Ukraine zu erobern, wäre es höchstwahr-
scheinlich mit einer mindestens zehnmal 
so großen Truppe oder mit 1,5 … 2 Mil-
lionen Mann angerückt.

Dass für eine Besetzung eine so große 
Truppe erforderlich wäre, war russischen 
Militärplanern bekannt. Außerdem hat 
die derzeitige russische Führung Erfah-
rungen aus den 1980er Jahren. Die Ver-
suche Moskaus, Länder wie Polen und 
Afghanistan zu kontrollieren, erwiesen 
sich als unmöglich. Nach rein objektiven 
Kriterien können wir sagen, dass die rus-
sischen Streitkräfte, die in die Ukraine 
einmarschierten, keineswegs in der Lage 
waren, dieses Land zu erobern. Außer-
dem deutet die Erfahrung mit der russi-
schen Führung kaum darauf hin, dass sie 
an einer solchen Eroberung interessiert 
war. Die russischen Streitkräfte waren 
jedoch möglicherweise in der Lage, die 
Ostukraine, das russischsprachige Do-

nezk und Lugansk, vor einem Angriff Ki-
ews zu schützen.

Zumindest dürfte dies ihre Absicht ge-
wesen sein. Nach Angaben der OSZE 
begann Kiew Mitte Februar mit massi-
vem Artilleriebeschuss auf diese Gebie-
te [17]. Ein westukrainischer Angriff auf 
den Donbass wurde bereits seit mehreren 
Jahren vorbereitet. Im Februar 2022 konn-
te man sich leicht vorstellen, dass Zehntau-
sende Russen und Russischsprachige bei 
dem bevorstehenden Angriff, auf den ich 
weiter unten zurückkommen werde, getö-
tet werden würden.

Dies bedarf einer Erklärung. Es gibt 
viele Behauptungen, dass Russland im 
Jahr 2014 Truppen in der Ostukraine, im 
Donbass, stationiert habe. Der ehemali-
ge NATO-Vertreter Jacques Baud (2022) 
schreibt [18]:

„In einer vom Europäischen Parlament 
im September 2014 angenommenen Ent-
schließung war von einer ‘direkten mi-
litärischen Intervention‘ die Rede, von 
einer Verletzung des Waffenstillstands 
‘durch hauptsächlich reguläre russische 
Truppen‘ und von einer ‘starken militä-
rischen Präsenz Russlands auf ukraini-
schem Gebiet‘. Dies war offensichtlich 
falsch: Die Anschuldigungen stamm-
ten vom polnischen Geheimdienst, wur-
den aber nie von OSZE-Beobachtern 
bestätigt. [Präsident Petro Poroschenko 
behauptete, Russland sei mit "200.000 
Mann" in die Ukraine eingedrungen, aber 
es wurden nie russische Truppen beob-
achtet. Im Januar 2015 bestätigte der Chef 
des ukrainischen Generalstabs, General 
Viktor Muschenko,] dass sich keine rus-
sischen Truppen in der Ukraine befän-
den und nur einige russische Freiwillige 
beobachtet worden seien. Seine Behaup-
tung wurde im Oktober 2015 von General 
Vasyl Hrytsak, dem Leiter des ukraini-
schen Sicherheitsdienstes (SBU), bestä-
tigt. Dieser sagte, dass seit Beginn der 
Kämpfe in der Ostukraine nur 56 rus-
sische Soldaten beobachtet worden sei-
en. [...] Die OSZE hat keine Beobachtun-
gen gemacht, die russische Truppen in 
der Ukraine bestätigen. [Die OSZE sag-
te, dass] die von den Rebellen verwendete 
militärische Ausrüstung oft die gleiche ist 
wie die der ukrainischen Armee, weil die 
Rebellen ihre Ausrüstung [von abtrünni-
gen Kräften] übernommen haben."

Im Jahr 2014 hatte Wladimir Putin zuge-
stimmt, Donezk und Lugansk in begrenz-
tem Umfang russische Unterstützung zu 
gewähren. Die Bitten der beiden Repub-
liken Donezk und Lugansk um eine rus-
sische Intervention zum Schutz deren 
Bevölkerung hatte er aber abgelehnt. Be-
hauptungen im Westen, russische Trup-
pen seien damals in die Ukraine einmar-

schiert, waren reine Propaganda.

Putin hatte Donezk und Lugansk die kalte 
Schulter gezeigt [19]. Die Ukraine verfüg-
te damals nicht über eine Berufsarmee. 
Wenn Russland die Ukraine hätte erobern 
wollen, hätte es das tun können. Darüber 
sind sich inzwischen Vertreter sowohl der 
US-Armee als auch der ukrainischen Ar-
mee einig (siehe unten). Stattdessen ak-
zeptierte Putin das Minsker Abkommen, 
das die Ostukraine als Teil des ukraini-
schen Staates anerkennt, obwohl die Re-
publiken Donezk und Lugansk ihn um 
Schutz gebeten hatten. Im Gegensatz zu 
einigen russischen Generälen und einem 
Großteil der Bevölkerung in der Ostuk-
raine wollte Putin, dass die Ostukraine 
weiterhin Teil des ukrainischen Staates 
bleibt. Putin rückte nicht mit russischen 
Truppen ein, obwohl Kiew in der Ostuk-
raine Tausende von Russen oder russisch-
sprachigen Menschen tötete.

Putin hoffte, dass die beträchtliche 
russischsprachige Bevölkerung im Os-
ten in der Lage sein würde, den ukra-
inischen Extremismus im Westen zu 
neutralisieren. Die russischsprachige Be-
völkerung war keine kleine Minderheit. 
Sie hatten die Präsidentschaftswahlen 
2010 mit Viktor Janukowitsch (der aus 
Donezk stammte) gewonnen, und 2019 
wurde Wolodymyr Zelenskij mit Unter-
stützung der Russen zum Präsidenten ge-
wählt, nachdem er eine friedliche Lösung 
für die Ostukraine im Einklang mit dem 
Minsker Abkommen versprochen hatte. 
Wladimir Putins Unterstützung für das 
Minsker Abkommen widerlegt eindeutig 
die Behauptung, er wolle die Ukraine er-
obern oder besetzen.

Am 24. Februar, dem Tag des Einmar-
sches, sagte Putin in seiner Rede [20]: "Es 
ist nicht unser Plan, das ukrainische Ge-
biet zu besetzen". Auch gab es in seiner 
Rede keinerlei Hinweis darauf, dass er 
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die Ukraine besetzen wollte oder dahin-
gehende Interessen hätte. Solche Behaup-
tungen sind Teil der Propagandakampa-
gne – einer Propaganda, die inzwischen 
die westlichen Medien beherrscht. Russ-
land versuchte zunächst, Kiew einzukrei-
sen, um die Führung zu Verhandlungen 
zu zwingen und große ukrainische Streit-
kräfte zu binden, um die Kämpfe im Os-
ten zu erleichtern. Die Russen wussten 
auch, dass es schwierig sein würde, die 
befestigten ukrainischen Streitkräfte vom 
Osten aus anzugreifen. Mehrere Jahre 
lang baute die Ukraine Befestigungen, 
die sich durch die beiden östlichen Repu-
bliken zogen. Ab Januar 2022 hatte die 
Ukraine 120.000 Soldaten stationiert, die 
bereit waren, Donezk und Lugansk ein-
zunehmen (siehe unten). Russland wusste 
auch, dass es vom Norden und vom Sü-
den her angreifen musste, unterschätzte 
aber wahrscheinlich die Kriegsvorberei-
tungen der Ukraine und die Unterstüt-
zung durch die USA. Die USA konnten 
alles per Satellit verfolgen. Dadurch wa-
ren die ukrainischen Streitkräfte besser 
auf die russische Invasion vorbereitet als 
die russischen Soldaten selbst. Die Uk-
raine ließ die Russen in die Nähe von 

Kiew vordringen und überfiel sie dann 
aus dem Hinterhalt. Doch die überlege-
ne russische Feuerkraft zwang die Ukra-
ine in mehreren Gebieten zum Rückzug. 
Nach den Fortschritten bei den Verhand-
lungen im März 2022 erklärte Russland, 
dass es das Gebiet um Kiew als "Ges-
te des guten Willens" [21, 22] verlassen 
würde, was es auch tat. Moskau versuch-
te, Verluste zu vermeiden. Nichts deutete 
darauf hin, dass Russland zu diesem Zeit-
punkt an einer Besetzung dieser Gebie-
te interessiert war. Vielmehr wollten die 
Russen die Sicherheit von Donezk und 
Lugansk garantieren.

Wenn es aber bei der russischen Inva-
sion nicht um die Eroberung der Ukrai-
ne, eine Wiederherstellung des russischen 
Reiches oder der Sowjetunion ging, so 
müssen wir uns fragen, was der Auslöser 
für die russische Invasion war.

3. Die russischen Erfahrungen mit 
der NATO-Erweiterung

Wir wissen heute, dass zwischen 1990 
und 1993 alle politischen Führer der 
USA, Westdeutschlands, Frankreichs 

und Großbritanniens (Bush und Baker, 
Kohl, Genscher und Wörner, Mitterrand 
und Thatcher, Major und Hurd) Michail 
Gorbatschow [23] und Boris Jelzin [24] 
definitiv versprachen, die NATO nicht 
über Westdeutschland hinaus zu erwei-
tern. Der amerikanische Präsident Re-
agan (1981 bis 1989) hatte bereits vor 
dem Amtsantritt von George H.W. Bush 
(1989 bis 1993) zugesagt, die Sowjets 
gleichberechtigt und mit Respekt zu be-
handeln. Wir sollten nicht als Gewinner 
des Kalten Krieges auftreten, sagte Jack 
Matlock, US-Botschafter in Moskau [25]. 
Matlock hatte 1985 die politische Agen-
da für Präsident Reagan umrissen und 
nahm an den Gesprächen Baker – Gor-
batschow teil.

Im Februar 1990 sagte der US-Außen-
minister James Baker [26]: 

"Weder der Präsident [Bush] noch ich 
beabsichtigen, irgendwelche einseiti-
gen Vorteile aus den stattfindenden 
Prozessen zu ziehen." Und er fügte hin-
zu: "Wenn wir eine Präsenz in einem 
Deutschland aufrechterhalten, das Teil 
der NATO ist, würde es keine Ausdeh-
nung der NATO-Zuständigkeit für NATO-
Kräfte um einen Zoll nach Osten geben".

Michail Gorbatschow ergänzte [27]: 
"Natürlich wäre jede Erweitung der 
NATO-Zone inakzeptabel". Es "versteht 
sich von selbst, dass eine Ausweitung der 
NATO-Zone inakzeptabel wäre", sagte 
er. Baker antwortete [28]: "Wir stimmen 
dem zu". Am nächsten Tag schrieb Baker 
an den deutschen Bundeskanzler Kohl 
und erklärte: "Im Umkehrschluss könn-
te die NATO in ihrer derzeitigen Zone 
akzeptabel sein". Kohl sagte zu Gorbat-
schow, dass "die NATO ihren Aktions-
radius nicht ausweiten sollte". Präsident 
Mitterrand wollte sowohl den Warschau-
er Pakt als auch die NATO abschaffen 
[29], aber Helmut Kohls Außenminis-
ter Hans-Dietrich Genscher sagte: "Wir 
wollen das NATO-Gebiet nicht erwei-
tern, aber wir wollen auch nicht aus der 
NATO austreten". Das haben alle zu 
Gorbatschow gesagt.

Genscher sagte am selben Tag dem 
britischen Außenminister Douglas Hurd 
[30]: "Polen sollte nicht aus dem War-

Gespräche im Normandie-Format in Minsk: Angela Merkel, Francois Hollande, Petro Poro-
schenko und Wladimir Putin nehmen an den Gesprächen über eine Lösung der Situation in der 
Ukraine teil, 11.2.2015. (Foto: Das Presse- und Informationsamt des russischen Präsidenten, 
Wikimedia Commons, CC-BY-4.0)
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schauer Pakt austreten können, um dann 
der NATO beizutreten. Die Russen müs-
sen gewisse Zusicherungen haben". "Wir 
wollen nicht nach Osten expandieren", 
sagte er. Baker wiederholte die Worte 
Genschers. Die NATO werde sich nicht 
erweitern: "Kein Zentimeter des derzeiti-
gen militärischen Zuständigkeitsbereichs 
der NATO wird sich in Richtung Osten 
ausdehnen". Dies war eine Voraussetzung 
für die deutsch-deutsche Wiedervereini-
gung, für den sowjetischen Abzug von 
350.000 Mann aus Ostdeutschland und 
schließlich für die Auflösung des War-
schauer Paktes im Jahr 1991. Im März 
1991, als die Polen über einen NATO-Bei-
tritt gesprochen hatten, sagte der britische 
Premierminister John Major zu Gorbat-
schow und dem sowjetischen Verteidi-
gungsminister Dmitrij Jasow [31]: "Nichts 
dergleichen wird geschehen". Es wird kei-
ne Mitgliedschaft für diese Länder geben. 
NATO-Generalsekretär Manfred Wörner 
sagte im Juli 1991 [32]: "Wir sollten [...] 
die Isolierung der UdSSR von der Euro-
päischen Gemeinschaft nicht zulassen", 
und "Wörner betonte, dass der NATO-Rat 
und er gegen eine Erweiterung der NATO 
sind (13 von 16 NATO-Mitgliedern unter-

stützen diesen Standpunkt)." Bereits im 
Mai 1990 sagte er in einer von der NATO 
veröffentlichten Rede [33]:

"Allein die Tatsache, dass wir bereit 
sind, keine NATO-Truppen über das Ge-
biet der Bundesrepublik hinaus zu statio-
nieren, gibt der Sowjetunion feste Sicher-
heitsgarantien."

Als Boris Jelzin im Dezember 1991 
Michail Gorbatschow [im Wahlkampf; 
Anm. d. Red.] ausmanövrieren konn-
te, bekamen die USA einen russischen 
Führer, der den Amerikanern zu Dank 
verpflichtet war (die CIA hatte Jelzin 
im russischen Machtkampf 1991 mit 
Zustimmung von Präsident Bush un-
terstützt). Aber Jelzin war immer noch 
gegen jede NATO-Erweiterung [34]. 
Er behauptete 1993, der deutsche Eini-
gungsvertrag schließe eine NATO-Er-
weiterung aus. Für Präsident Jelzin wür-
de eine NATO-Erweiterung nur zu einer 
"Demütigung" führen. Präsident Bill 
Clinton sagte 1995 [35]: "Ich werde kei-
ne Veränderung unterstützen, die Russ-
lands Sicherheit untergräbt oder Europa 
neu aufteilt". Die Entscheidung über die 
NATO-Erweiterung war jedoch bereits 
1993 getroffen worden. In einem freige-

gebenen russischen Dokument aus dem 
Jahr 1995 heißt es, dass die NATO-Er-
weiterung (1) die russische Sicherheit be-
drohen, (2) die Idee einer integrativen eu-
ropäischen Sicherheit, die Gorbatschow 
und Jelzin anstrebten, untergraben und 
(3) eine neue Linie quer durch Europa 
ziehen würde [36].

Der Vater der NATO-Strategie zur Ein-
dämmung [Russlands], Botschafter Geor-
ge Kennan, bezeichnete den US-Vorschlag 
zur NATO-Erweiterung als einen Fehler 
"epischen Ausmaßes" [37] (1996), "den 
verhängnisvollsten Fehler der US-Poli-
tik" [38] (1997). US-Verteidigungsminis-
ter William Perry (1994-97) war "gegen" 
die Erweiterung [39]. Es war demütigend 
für Russland, und Perry fügte 2017 hinzu: 
"Der Grund für Putins heutige Beliebtheit 
in Russland ist, dass er Russland erlaubt 
hat, sich als Großmacht zu behaupten, um 
diese Demütigung zu überwinden". Selbst 
der damalige CIA-Direktor Robert Gates 
(1991 – 93 und spätere Verteidigungsmi-
nister) sagte im Jahr 2000, er sei besorgt 
über die Folgen einer "forcierten NATO-
Osterweiterung, obwohl man Gorbatschow 
und andere glauben ließ, dass dies nicht 
passieren würde" [40].

(Karten: wikifreund, Wikimedia Commons, erstellt am 6.11.2006 (1) und am 13.5.2007 (2), CC BY-SA 3.0)
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In neueren Büchern und Artikeln wird 
behauptet, Gorbatschow seien niemals 
Versprechungen gemacht worden. Der 
ehemalige US-Botschafter in der Uk-
raine, Steven Pifer, behauptete 2014 in 
einem Artikel für die <i>Brookings In-
stitution</i> [eine Denkfabrik in den Ver-
einigten Staaten, Anm. d. Red.], Gorbat-
schow habe in einem Interview gesagt, 
ihm seien keine Versprechungen gemacht 
worden und das "Thema 'NATO-Erwei-
terung' überhaupt nicht diskutiert wurde" 
[41]. Bei Bakers "keinen Zentimeter" ging 
es um die Erweiterung der NATO nach 
Osten bis nach Ostdeutschland, so Pifer, 
aber sein Zitat gibt nicht das wahre Bild 
wieder. Im selben Interview, ein paar Zei-
len später, sagt Gorbatschow [42]:„

Für die USA und ihre Verbündeten 
wurde die Entscheidung, die NATO nach 
Osten zu erweitern, 1993 endgültig ge-
troffen. Ich habe dies von Anfang an als 
einen großen Fehler bezeichnet. Es war 
definitiv ein Verstoß gegen den Geist der 
Erklärungen und Zusicherungen, die uns 

1990 gegeben wurden.“

Ähnlich wie Pifer behauptete die Yale-
Historikerin Mary Elise Sarotte, Genscher 
und Baker hätten "spekuliert", die NATO 
nicht nach Osten zu bewegen, "weil sie 
dachten, dadurch die deutsche Wieder-
vereinigung für Moskau erträglicher ma-
chen zu können" [43]. Aber was Baker, 
Genscher und andere führende Politiker 
dachten, spielt keine Rolle. Was zählt, ist, 
was sie Gorbatschow sagten, und ihre Ver-
sprechen sind in Sitzungsprotokollen und 
anderen Aufzeichnungen im National Se-
curity Archive in Washington gut doku-
mentiert. Sarotte sagt [44]: "Ende Februar 
[1990 ... bestand Präsident Bush] darauf, 
dass der Außenminister [Baker] solche 
Formulierungen ['Not one inch'] nicht 
mehr verwendet", aber sowohl Bush als 
auch Baker sprachen immer noch von ei-
nem gesamteuropäischen Prozess und ei-
nem "europäischen Haus", das ein Euro-
pa voraussetzen würde, in dem sich die 
NATO nicht nach Osten ausdehnt, um Eu-
ropa zu spalten [45]. Aus einem Doku-
ment (6. März 1991) [46] geht hervor, wie 
alle vier Westmächte darin übereinstimm-
ten, dass eine NATO-Mitgliedschaft der 

mitteleuropäischen Staaten "inakzepta-
bel" [47] wäre:"

"Sicherheit in Mittel- und Osteuropa – 
Zusammenfassung: [...] Allgemeine Über-
einstimmung, dass die Mitgliedschaft in 
der NATO und Sicherheitsgarantien in-
akzeptabel sind. [...] Wir haben bei den 
2+4-Verhandlungen deutlich gemacht, 
dass wir die NATO nicht über die Elbe 
hinaus erweitern werden. Daher konnten 
wir Polen und den anderen nicht die Mit-
gliedschaft in der NATO anbieten. [Der 
US-Vertreter Raymond Seitz bestätigte 
während dieses Treffens, dass der Wes-
ten den Sowjets klar gemacht habe [48]: 
Die NATO sollte sich weder formell noch 
informell nach Osten erweitern."

Das Dokument wurde 2022 vom His-
toriker des Wilson Center, Joshua Shif-
rinson, in den britischen Nationalarchiven 
gefunden. In einem Artikel in der Zeit-
schrift „International Security“ aus dem 
Jahr 2016 [49] zeigte er auf, wie Baker dar-
über sprach, die NATO nicht zu erweitern, 
und über paneuropäische Institutionen, 

während der nationale Sicherheitsberater 
der USA, Brent Scowcroft (offiziell Assis-
tent des Präsidenten für nationale Sicher-
heitsfragen), Bush bereits im Dezember 
1989 aufforderte, dafür zu sorgen, "dass 
ein wiedervereinigtes Deutschland seine 
Verbindungen zur NATO aufrechterhält" 
und gleichzeitig "eine viel robustere und 
konstruktivere Rolle der USA in der Mitte 
Europas" zu ermöglichen. Die USA sollten 
sich "zwischen Deutschland und Russland 
in Mitteleuropa" positionieren. Dement-
sprechend sollten die USA die NATO auf 
Polen und andere Länder ausweiten, wäh-
rend Baker zu Gorbatschow das Gegenteil 
sagte. Baker erklärte Gorbatschow auch, 
dass die KSZE (ab 1995 OSZE) "ein wich-
tiger Eckpfeiler des neuen Europas" sei, 
während er Scowcroft und Bush insgeheim 
mit den Worten warnte, dass die "wahre 
Gefahr für die NATO die KSZE" sei. Prä-
sident Bush erschien als doppelgesichti-
ger Januskopf, der auf taktischer Ebene 
eng mit Gorbatschow zusammenarbeitete, 
während er die Sowjets auf strategischer 

Seinen letzten Morgen 
erlebte der Kontroll-
punkt der Westalliierten 
im Herzen Berlins, der 
als "Checkpoint Charlie" 
in die Geschichte einge-
gangen ist. Zum Auftakt 
der Zwei-plus-Vier-Außen-
minstergespräche wurde 
das Wachgebäude in Anwe-
senheit hoher Politpromi-
nenz demontiert und – 
"ging in die Luft", 22.6.1990. 
(Foto: Peer Grimm, Wiki-
media Commons,  CC-BY-
SA-3.0-DE)
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Ebene zum Rückzug zwang. Bush zollte 
Gorbatschow Respekt und Gorbatschow 
drückte Bush sein aufrichtiges Vertrauen 
aus [50], während die CIA mit Bushs Zu-
stimmung Boris Jelzin in seinem Macht-
kampf gegen Gorbatschow unterstützte. 
Als Jelzin und seine ukrainischen und 
weißrussischen Kollegen den Beschluss 
gefasst hatten, die Sowjetunion abzuschaf-
fen [51], rief Jelzin nicht Gorbatschow an, 
um ihm mitzuteilen, dass er Präsident 
von NICHTS sei, sondern er rief Präsi-
dent Bush an und überbrachte ihm diese 
Nachricht [52]. Die Versprechen von Prä-
sident Bush an Gorbatschow waren nichts 
als Täuschung. Shifrinson kommt zu dem 
Schluss, "dass die Vereinigten Staaten die 
sowjetischen Schwächen ausnutzten, ob-
wohl sie vor allem gegenüber Gorbatschow 
eine kooperative Fassade aufbauten" [53]. 
Diese "kooperative Fassade" war das, was 
von Matlocks politischer Agenda für Prä-
sident Reagan übrig geblieben war. Die 
Bush-Regierung gewann Gorbatschow für 
sich, indem sie eine Reihe mündlicher Zu-
sagen machte, ohne die Absicht zu haben, 
diese einzuhalten.

Man könnte argumentieren, dass es kei-
nen Vertrag an sich gibt, außer im Fall 
der deutsch-deutschen Vereinigung (for-
mell der Vertrag über die endgültige Re-
gelung in Bezug auf Deutschland; auch 
bekannt als das 2+4-Abkommen, das 
am 12. September 1990 in Moskau un-
terzeichnet wurde [54]), aber dieser Ver-
trag besagt:„

Nach Abschluß des Abzugs der so-
wjetischen Streitkräfte aus [Ostdeutsch-
land...] werden ausländische Streitkräfte 
und Kernwaffen oder deren Träger nicht 
in diesem Teil Deutschlands stationiert 

oder eingesetzt".

Der Vertrag besagt eindeutig, dass keine 
Streitkräfte aus anderen NATO-Staaten in 
der ehemaligen DDR stationiert werden 
sollten, und natürlich würde Moskau dann 
niemals eine Stationierung solcher Streit-
kräfte weiter östlich, östlich von Deutsch-
land in "Polen und den anderen" akzeptie-
ren. Das kam nicht in Frage, und darüber 
waren sich offenbar alle Teilnehmer ei-
nig. Dementsprechend wurde das The-
ma NATO-Erweiterung "nicht diskutiert", 

wie Gorbatschow 2014 sagte, weil es kei-
ne Meinungsverschiedenheiten gab. 1993 
sagte Boris Jelzin, dass der "Geist" des 
Vertrags "die Option einer Ausweitung der 
NATO-Zone nach Osten ausschließt" [55], 
und die mündlichen Zusagen, die Gorbat-
schow 1990/91 von den westlichen Staats- 
und Regierungschefs gegeben wurden, 
hätten ihn glauben lassen, dass es einen 
Konsens gab. Ebenso wichtig: auch doku-
mentierte mündliche Zusagen zwischen 
Staats- und Regierungschefs sind recht-
lich bindend.

4. Mündliche Verpflichtungen im 
Völkerrecht und die Forderung 
nach einer Pufferzone

Im Mittelpunkt der oben erörterten Fra-
ge steht die rechtliche Bedeutung von 
mündlichen Zusagen. Während der Ku-
bakrise war die Vereinbarung zwischen 
Präsident John F. Kennedy und dem so-
wjetischen Führer Nikita Chruschtschow 
eine mündliche. Die Sowjets erklärten 
sich bereit, ihre Raketen aus Kuba abzu-
ziehen, wenn die USA ihre Raketen aus 
der Türkei (und Italien) abziehen. Solche 
mündlichen Vereinbarungen zwischen 
politischen Führern werden als rechts-
verbindlich angesehen. In der "Definiti-
on der Schlüsselbegriffe" der UNO heißt 
es [56]:

"Einerseits definiert [das Wiener Über-
einkommen über Vertragsrecht von 1969] 
Verträge als 'internationale Vereinbarun-
gen' [...]. Andererseits verwendet es den 
Begriff 'internationale Übereinkünfte' 
für Instrumente, die seiner Definition 
von 'Vertrag' nicht entsprechen. Ihr Art. 
3 bezieht sich auch auf "internationale 
Vereinbarungen, die nicht in schriftli-
cher Form vorliegen". Solche mündlichen 
Vereinbarungen sind zwar selten, können 
aber je nach dem Willen der Parteien die 
gleiche Bindungswirkung haben wie Ver-
träge. Ein Beispiel für eine mündliche 
Vereinbarung könnte ein Versprechen 
sein, das der Außenminister eines Staa-
tes seinem Amtskollegen eines anderen 
Staates gibt."

Mehrere Autoren verweisen auf den 
"Fall Ostgrönland" [57]. Im Protokoll 
des norwegischen Außenministers Nils 
Claus Ihlen aus dem Jahr 1919 heißt es, 
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[16] Wikipedia, diverse Autoren „Warsaw Pact 
invasion of Czechoslovakia“, zuletzt bearbeitet 
am 14.2.2024: <https://en.wikipedia.org/wiki/
Warsaw_Pact_invasion_of_Czechoslovakia>
[17] Organisation für Sicherheit und Zusammenar-
beit in Europa (OSZE) „Daily Report 39/2022“, am 
19.2.2022: <https://www.osce.org/files/2022-02-19 
Daily Report.pdf>
[18] Amazon,  Jacques Baud „Operation Z: The 
Hidden Truth of the War in Ukraine Revealed“, 
am 24.11.2022: <https://www.amazon.co.uk/
Operation-Hidden-Truth-Ukraine-Revealed/
dp/2315010640>
[19] ebd.
[20] siehe [10] 
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dass er auf eine dänische Anfrage hin 
seinem dänischen Amtskollegen mitteil-
te, dass die norwegische Regierung keine 
Einwände gegen die dänische Souverä-
nität über Ostgrönland erheben wür-
de ["Keine Schwierigkeiten bei der Re-
gelung dieser Frage machen"]. Ihlens 
schriftlicher Vermerk über seine mündli-
che Zusage überzeugte den Ständigen In-
ternationalen Gerichtshof 1933 (14 Jahre 
später), dass diese mündliche Erklärung 
für Norwegen verbindlich war [58] (Nor-
wegen musste die dänische Souveränität 
über ein Gebiet anerkennen, das größer 
war als Norwegen selbst). Der Ständige 
Internationale Gerichtshof befand, dass 
eine mündliche Zusage für die beiden 
Staaten genauso verbindlich sei wie ein 
schriftlicher Vertrag. Für die dänische 
Seite bestand das Problem darin, einen 
schriftlichen Beweis für diese mündliche 
Zusage zu haben. Und in diesem Fall gab 
es die Notizen des norwegischen Außen-
ministers, die seine gegebene mündliche 
Zusage bestätigten. Diese wurde auch 
für das internationale Recht entschei-
dend.„

Die Völkerrechtskommission [59] 
hat ihrerseits [1962] klargestellt, dass sie 
trotz des Ausschlusses stillschweigen-
der Vereinbarungen aus dem Anwen-
dungsbereich ihrer Kodifizierung des Ver-
tragsrechts ‚nicht die Absicht [hat], die 

Rechtskraft mündlicher Vereinbarungen, 
die mit dem Völkerrecht in Einklang ste-

hen, zu leugnen‘.“

Die „American Society of Internatio-
nal Law“ [Amerikanische Gesellschaft 
für Internationales Recht; Anm. d. Red.] 
stellte 1997 fest, dass "nach dem Völker-
gewohnheitsrecht mündliche Vereinba-
rungen nicht weniger verbindlich sind [als 
ein förmlicher Vertrag], auch wenn ihre 
Bedingungen nicht ohne weiteres beweis-
bar sind" [60]. Der US-Senat schreibt in 
„Verträge und andere internationale Ver-
einbarungen“ (vorbereitet für das Komi-
tee ausländischer Beziehungen) im Janu-
ar 2001 [61]:

„Die Definition des Begriffs ‚Vertrag‘ 
[in der Wiener Konvention] schließt 
mündliche Vereinbarungen nicht ein 
(Artikel 2), obwohl nach der Konventi-
on ihre Definition die Rechtswirksam-
keit solcher Vereinbarungen nicht be-
rührt (Artikel 3 Buchstabe a)). [...] Ob 
eine Erklärung mündlich oder schrift-
lich abgegeben wird, macht keinen we-
sentlichen Unterschied. [...] Nach dem 
Völkergewohnheitsrecht sind mündliche 
Vereinbarungen ebenso verbindlich wie 
schriftliche."

Das bedeutet, dass die NATO-Erwei-
terung nach Polen und in andere mittel-
europäische Staaten im Jahr 1999 und 
weiter im Jahr 2004 rechtlich gesehen 
ein "Friedensbruch" war. Die NATO-

Chruschtschow und Kennedy, 1961 
(Foto:pingnews.com, Flickr, Gemeinfrei)
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says it will cut back operations near Ukraine 
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russia-programs/2018-03-16/nato-expansion-
what-yeltsin-heard>
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[26] siehe [23] 
[27] ebd. 
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[29] ebd. 
[30] ebd. 
[31] ebd. 
[32] ebd. 
[33] NATO On-line library, Rede von Generalse-
kretär Manfred Wörnervor dem Bremer Tabaks-
Kollegium „The Atlantic Alliance and European 
Security
in the 1990s “, am 17.5.1990: <https://www.nato.
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[34] siehe [24]  
[35] ebd. 
[36] ebd.
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in 2023: <https://www.newworldencyclopedia.org/
entry/George_F._Kennan>
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Erweiterung verstieß gegen die mündli-
chen Zusagen an Gorbatschow und war 
in Anbetracht der globalen Auswirkun-
gen dieser US/NATO-Politik ein schwe-
rer Verstoß gegen das Völkerrecht. Die 
Länder Mitteleuropas hatten natürlich 
das Recht, ihr Interesse an einem NA-
TO-Beitritt nach vielen Jahren sowjeti-
scher Vorherrschaft zu bekunden, aber 
die NATO musste auch die Folgen der 
Aufnahme neuer Mitglieder bedenken. 
Und von Moskau würde eine NATO-
Osterweiterung definitiv als "aggressiver 
Akt", als territoriale Ausdehnung der US-
Streitkräfte auf Kosten Russlands, ver-
standen werden. Doch objektiv gesehen 
war dies, wie oben dargelegt, ein schwe-
rer Verstoß gegen das Völkerrecht. Das 
Problem ist, ob dieser Verstoß Russland 
das Recht gibt, in "Selbstverteidigung" 
einzugreifen, um die territoriale Ausdeh-
nung der USA zu verhindern. 1962 hiel-
ten sich Chruschtschow und Kennedy 

an ihren Teil der Abmachung, und wenn 
Chruschtschow dies nicht getan hätte, 
wäre es sehr wahrscheinlich zu einem 
Krieg gekommen. In den 1990er Jahren 
jedoch, nachdem Russland seine Streit-
kräfte aus Ostdeutschland abgezogen hat-
te, begannen die USA mit der Erweite-
rung der NATO und weigerten sich, die 
Versprechen der USA einzuhalten. Be-
deutet dies, dass Moskau im Nachhinein 
das formale Recht hatte, Hunderttausen-
de von Truppen zurück nach Mitteleuro-
pa zu verlegen? Wäre das eine angemes-
sene russische Antwort?

Die Rechtssubjekte der UN-Charta sind 
"souveräne Staaten". In Artikel 2 Absatz 
4 der Charta heißt es, dass sich die Staa-
ten der "Androhung" von Gewalt und der 
"Anwendung von Gewalt gegen die ter-
ritoriale Unversehrtheit" oder "die Unab-
hängigkeit eines Staates" enthalten. Und 
die NATO-Erweiterung wurde von Russ-
land definitiv als bedrohlich empfunden. 
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histories/robert-m-gates-deputy-director-central>
[41] Brookings Denkfabrik, Steven Pifer „Did NATO 
Promise Not to Enlarge? Gorbachev says "No"“, am 
6.11.2014: <https://www.brookings.edu/articles/
did-nato-promise-not-to-enlarge-gorbachev-says-
no/>
[42] Russia Beyond Zeitung, Maxim Kórshunov 
„Mikhail Gorbachev: I am against all walls“, 
am 16.10.2014: <https://www.rbth.com/
international/2014/10/16/mikhail_gorbachev_i_
am_against_all_walls_40673.html>
[43] Google books, M. E. Sarotte „Not One Inch“, in 
2021: <https://www.google.no/books/edition/Not_
One_Inch/4ghMEAAAQBAJ?hl=no&gbpv=1>
[44] Financial Times, Mary Elise Sarotte „‘Not one 
inch’: unpicking Putin’s deadly obsession with 
the details of history“, am 17.2.2023: <https://
www.ft.com/content/24f81b4d-420e-4217-b498-
cf13c6e254f2>

Präsident George W. Bush trifft sich am Freitag, den 18. Januar 2008, im Kabinettsaal des Weißen Hauses mit Dr. Henry Kissinger, dem ehema-
ligen russischen Premierminister Jewgenij Primakow und anderen hochrangigen amerikanischen und russischen Staatsmännern und Politik-
experten. Das Treffen bot dem Präsidenten die Gelegenheit, die Ansichten der Delegation zu einer Vielzahl von Themen zu hören, die für die 
Vereinigten Staaten und für Russland wichtig sind, und spiegelt den hohen Stellenwert wider, den der Präsident den bilateralen Beziehungen 
zwischen den USA und Russland beimisst. Dieser informelle Dialog unter dem gemeinsamen Vorsitz von Dr. Kissinger und Herrn Primakow 
wurde 2007 mit Unterstützung der Präsidenten Bush und Putin ins Leben gerufen, um die Diskussion über wichtige Themen auf der amerika-
nisch-russischen Agenda zu fördern. (Foto: Eric Draper, White House, Wikimedia Commons, CC0)



12 Publiziert auf Free21 am 18.03.2024, 6:00 Uhr

Krieg & Frieden

Russland protestierte bereits Mitte der 
1990er Jahre gegen die westlichen Vor-
schläge für eine NATO-Erweiterung nach 
Mitteleuropa. Ich selbst habe 1995 in der 
Zeitschrift „Security Dialogue“ vor den 
Folgen gewarnt [62]. Ich hörte auch die 
Kritik des russischen Außenministers Je-
wgeni Primakow an den westlichen Ver-
sprechensbrüchen bei seinem Vortrag in 
Oslo 1997. Primakow hatte ab 1996 eine 
Reihe westlicher Zusicherungen einge-
holt und erklärt, dass eine Fortsetzung 
der NATO-Osterweiterung gegen den 
"Geist" des deutschen Einigungsvertra-
ges verstoße. Es wäre eine Bedrohung für 
die russische Sicherheit. Europa würde 
in eine Konfrontation abgleiten. Russ-
land hat heftig protestiert, nicht zuletzt 
bei der Aufnahme der ersten Gruppe von 
Ländern 1999 und der zweiten im Jahre 
2004. Solange Russland die NATO als 
Bedrohung ansieht, spielt es keine Rolle, 
was wir denken.

Laut dem damaligen US-Botschafter in 
Moskau, dem heutigen CIA-Direktor Wil-
liam Burns, erklärten 2008 alle Akteure 
in Russland, nicht nur Wladimir Putin, 
die NATO-Mitgliedschaft der Ukraine sei 
eine "rote Linie" [63]. Die deutsche Bun-
deskanzlerin Angela Merkel sagte [64]:„

Ich war mir sehr sicher [...], dass 
Putin das nicht einfach so geschehen las-
sen wird. Aus seiner Sicht wäre eine Aus-
weitung der NATO auf die Ukraine 'eine 

Kriegserklärung'".

Eine Aufnahme der Ukraine in die 
NATO sei völlig inakzeptabel: "Die 
deutlichste aller roten Linien", wie Burns 
2008 an seine Außenministerin Condo-
leezza Rice schrieb [65]. In einem Tele-
gramm nach Washington mit der Über-
schrift "Nyet Means Nyet: Russia's NATO 
Enlargement Red Lines" [66] schrieb Bot-
schafter Burns im Jahr 2008, dass Au-
ßenminister Sergej Lawrow die NA-
TO-Erweiterung um die Ukraine als 
"potenzielle militärische Bedrohung" an-
sah. Die Russen sagten, dass dies zu ei-
nem ukrainischen Bürgerkrieg zwischen 
Ost und West und einer möglichen russi-
schen Intervention zur Rettung der rus-
sischsprachigen Bevölkerung im Osten 
führen würde. Dies würde "die USA und 

Russland in eine klassische Konfrontati-
onshaltung versetzen", sagte er. Die Elite 
in Washington wusste, dass der Beitritt 
der Ukraine zur NATO mit ziemlicher 
Sicherheit zu einem Krieg führen wür-
de. Das hatte nichts damit zu tun, wer 
in Moskau das Sagen hatte. Wenn Pu-
tin jetzt von einem "existenziellen" Krieg 
spricht, dann deshalb, weil die Ukraine 
zu einem militärischen Brückenkopf der 
USA werden soll, der fast bis nach Mos-
kau reicht. Die USA wären nun in der 
Lage, das "Herz Russlands" anzugrei-
fen. Das wäre so, als ob der Südosten 
der Vereinigten Staaten mit Texas, Lou-
isiana, Florida, Georgia, Mississippi und 
Alabama zu unabhängigen, von Russland 
voll bewaffneten Staaten geworden wäre. 
Washington würde dies niemals akezep-
tieren.

Ein Land nach dem anderen hat nun 
die NATO-Mitgliedschaft und US-Mi-
litäreinrichtungen erhalten. Die USA 
erklärten viele Jahre lang, dass die NA-
TO-Erweiterung nicht gegen Russland 
gerichtet sei. Gleichzeitig haben die USA 
ihre Positionen Schritt für Schritt ver-
schoben und sind mit neuen Waffensys-
temen immer näher an Moskau herange-
rückt. Wenn sich dieser Prozess fortsetzt, 
wird es für Russland kaum möglich sein, 
sich zu verteidigen. Ein einzelner Schritt 
kann keine militärische Antwort legiti-
mieren, aber in der Summe bedeutet es 
eine radikale geopolitische Verschiebung. 
Es handelt sich um eine "Salamitaktik" 
ähnlich der israelischen, die mit jeder 
neuen Siedlung mehr und mehr paläs-
tinensisches Gebiet erobert, bis kein pa-
lästinensisches Land mehr übrig ist. Sie 
ist auch eine Parallele zur Strategie der 
USA gegenüber China. Die USA sagen, 
dass sie Chinas "Ein-China-Politik" an-
erkennen, aber gleichzeitig erlauben sie 
US-Spitzenbeamten, Taiwan zu besu-
chen, und sie empfangen Taiwans Präsi-
denten in den USA, als ob Taiwan ein un-
abhängiger Staat wäre. Man macht kleine 
Schritte, bis man vor vollendete Tatsa-
chen gestellt wird. Dies muss als ein-
deutiger Bruch mit den Zielen der UN-
Charta gesehen werden, "internationalen 
Frieden und Sicherheit" zu wahren und 
"Bedrohungen des Friedens zu beseiti-
gen". Für Russland wurde es notwendig, 
eine Art "Pufferzone" zu schaffen, die 
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das Risiko verringert, dass Russland ei-
nes Tages zur "Selbstverteidigung" prä-
ventiv zuschlagen muss, um seine vita-
len Interessen zu schützen.

Am 17. Dezember 2021 rief Russ-
land zu Verhandlungen auf [67], um die 
USA dazu zu bewegen, ihre vorgescho-
benen Waffenanlagen und Stützpunkte 
aus Mitteleuropa und den neuen NATO-
Mitgliedsstaaten abzuziehen und Garan-
tien für die Neutralität der Ukraine zu 
erhalten, um so eine Art "nordische Puf-
ferzone" durch Mitteleuropa zu schaffen. 
Dies würde die Bedrohung Moskaus und 
das Risiko einer Konflikteskalation ver-
ringern und damit die "Bedrohungen für 
den Frieden" beseitigen. Dies war Gor-
batschows Vorschlag von 1988, mit ei-
nem neutralen Polen, der Tschechoslo-
wakei und Ungarn – einer europäischen 
"neutralen Pufferzone" ähnlich jener im 
Norden. Gorbatschow stand unter dem 
Einfluss von Giorgio Arbatow und der 
Palme-Kommission [68] und dachte an 
eine Zone geringer Spannung zwischen 
den großen Atommächten, um die Risi-
ken von Präventivschlägen zu begren-
zen. Die Amerikaner hingegen dachten 
an "Abschreckung", nicht nur auf strate-
gischer, sondern auch auf lokaler takti-
scher Ebene. Sie würden bedrohliche Po-
sitionierungen in der Nähe der russischen 
Grenze vorziehen, um "die Russen von 
jeglichen Abenteuern abzuhalten". In ei-
nem RAND-Bericht [RAND Corp.: ein-
flussreiche US-Denkfabrik zur Beratung 
der US-Streitkräfte; Anm. d. Red.] mit 
dem Titel "Enhancing Deterrence and 
Defense on NATO's Northern Flank" 
[Stärkung der Abschreckung und Ver-
teidigung an der Nordflanke der NATO; 
Anm. d. Red.] (2020) wird die Stationie-
rung westlicher Raketen mit einer Reich-
weite von 900 km vorgeschlagen, um 
Norwegen die Fähigkeit zur „Abschre-

ckung“ zu verleihen [69]. In einer ange-
spannten Situation könnte dies jedoch 
einen russischen Präventivschlag provo-
zieren, und dasselbe gilt für die Ukrai-
ne. Westliche Militärplaner wissen sehr 
wohl, dass Russland nicht in der Lage 
wäre, sich zu verteidigen, wenn westliche 
Streitkräfte in der Ukraine in der Nähe 
von Moskau stationiert würden. Im Jahr 
2007 schrieben der ehemalige US-Au-
ßenminister Henry Kissinger, der ehe-
malige Außenminister George Shultz, der 
ehemalige Verteidigungsminister Wil-
liam Perry und der ehemalige Vorsitzen-
de des Senatsausschusses für Streitkräf-
te Sam Nunn für das „Nuclear Security 
Project“ über die Notwendigkeit, vorge-
schobene Positionierungen zu vermeiden, 
um das Risiko einer Eskalation zu ver-
ringern [70]. Solche vorgeschobenen Ver-
legungen können einen Präventivschlag 
provozieren. Für Russland geht es nicht 
um die "Eroberung ukrainischen Territo-
riums", sondern darum, dem Westen eine 
vorgelagerte Militärpräsenz zu verweh-
ren – einen Brückenkopf in der Nähe der 
wichtigsten Interessen Russlands. Es gibt 
also eine direkte Parallele zur Kubakri-
se, als die US-Führung der Meinung war, 
dass die sowjetischen Atomwaffen viel zu 
nahe an den vitalen Interessen der USA 
stationiert worden waren.

Lassen Sie uns hier einige Beispiele aus 
der Geschichte der US-Sicherheitspolitik 
und der Rechtsgeschichte, aus Krisen und 
Kriegen (Kubakrise 1962, Kosovokrieg 
1999, Irakkrieg 2003, Libyenkrieg 2011) 
anführen, die die russische Seite nun ge-
nutzt hat oder nutzen kann. Beginnen wir 
mit den Worten von US-Präsident John 
F. Kennedy zu den sowjetischen Raketen 
auf Kuba in seiner Rede am 22. Oktober 
1962, die definitiv eine Parallele zur heu-
tigen Situation darstellen.
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